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597. Gemeinsame Absichtserklärung zur Durchführung einer europäischen Forschungsaktion über den
Einfluß der Atmosphäre auf die Wellenausbreitung auf Satellit-Erde-Funkstrecken bei
Frequenzen über 10 GHz (COST-Aktion 205) samt Anhängen
(NR: GP XV RV 1025 AB 1100 S. 116. BR: AB 2509 S. 424.)

598. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über den nichtkommerziellen Zahlungsverkehr

597.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhängen wird genehmigt.

GEMEINSAME
ABSICHTSERKLÄRUNG

ZUR DURCHFÜHRUNG
EINER EUROPÄISCHEN

FORSCHUNGSAKTION
ÜBER DEN EINFLUSS
DER ATMOSPHÄRE AUF
DIE WELLENAUSBREI-
TUNG AUF SATELLIT-

ERDE-FUNKSTRECKEN
BEI FREQUENZEN ÜBER
10 GHz (COST-AKTION

205)

Die Unterzeichner dieser
gemeinsamen Erklärung, die
aktiv an Forschungsprogrammen
arbeiten und ihrer gemeinsamen
Absicht Ausdruck verleihen, an
einem europäischen Forschungs-
vorhaben über den Einfluß der
Atmosphäre auf die Wellenaus-
breitung auf Satellit-Erde-Funk-
strecken bei Frequenzen über
10 GHz teilzunehmen, haben sich
wie folgt verständigt:

ABSCHNITT 1

(1) Die Unterzeichner haben
die Absicht, bei einer Aktion
zusammenzuarbeiten, bei der
Daten über die Funkwellenaus-
breitung speziell unter dem Ein-
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fluß der atmosphärischen Bedin-
gungen auf Satellit-Erde-Strek-
ken gesammelt, verglichen und
analysiert werden sollen, nachste-
hend „Aktion" genannt.

(2) Hauptziel der Aktion ist es,
die Ergebnisse der europäischen
Tätigkeiten auf dem Gebiet der
Wellenausbreitung auf geneigten
Strecken bei Frequenzen über
10 GHz zu sammeln und auszu-
werten, besonders in Verbindung
mit Versuchen mit den Satelliten
OTS und SIRIO, um eine umfas-
sende einheitliche Datenbasis zu
schaffen, mit deren Hilfe sich
Modelle für das europäische
Gebiet entwickeln oder beurteilen
lassen. Diese Ausbreitungsmo-
delle dienen als Grundlage für die
Planung künftiger europäischer
Satellitenübertragungssysteme.

(3) Die Unterzeichner bringen
ihre Absicht zum Ausdruck, die
Aktion gemeinsam nach der all-
gemeinen Beschreibung in
Anhang II durchzuführen und
dabei möglichst weitgehend dem
Zeitplan zu folgen, der von dem
in Anhang I eingesetzten Ver-
waltungsausschuß — nachste-
hend „Ausschuß" genannt — zu
vereinbaren ist.

Die Aktion wird durch konzer-
tierte Maßnahmen gemäß
Anhang I durchgeführt.

(4) Die Kosten für die Tätigkei-
ten der Unterzeichner zur Durch-
führung dieser Aktion werden auf
etwa eine Million Europäische
Rechnungseinheiten zu Preisen
von 1979 geschätzt.

Die Unterzeichner werden ihr
möglichstes tun, um die Bereit-
stellung der erforderlichen Mittel
gemäß ihren innerstaatlichen
Finanzierungsverfahren zu ge-
währleisten.

ABSCHNITT 2

Die Unterzeichner haben die
Absicht, sich an der Aktion durch
beschleunigten Informationsaus-
tausch und durch eine oder meh-
rere der folgenden Möglichkeiten
zu beteiligen:
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a) durch Untersuchungen und
Forschungsarbeiten in ihren
technischen Diensten oder
Forschungsinstitutionen mit
öffentlichem Charakter —
nachstehend „öffentliche
Forschungsinstitutionen"
genannt,

b) durch den Abschluß von
Verträgen über Untersu-
chungen und Forschungs-
vorhaben mit Institutionen
— nachstehend „For-
schungsvertragspartner"
genannt,

c) durch Mitteilung ihrer For-
schungsergebnisse an den
Ausschuß, der die Ergeb-
nisse sammelt und auswer-
tet,

d) durch die Beurteilung der
im Rahmen dieser For-
schungstätigkeiten ange-
wandten Methoden und
Verfahren sowie durch die
Abgabe von Empfehlungen
und die Übertragung neuer
Aufgaben an die verschie-
denen Laboratorien auf der
Grundlage dieser Beurtei-
lungen,

e) durch die Organisation
häufiger Besuche zwischen
den Laboratorien,

f) durch Dienstleistungen.

ABSCHNITT 3
(1) Diese gemeinsame Absichts-
erklärung wird wirksam, wenn sie
von mindestens vier Unterzeich-
nern unterschrieben worden ist;
sie gilt für drei Jahre. Ihre Gel-
tungsdauer kann im Einverneh-
men zwischen den Unterzeich-
nern verlängert werden.

(2) Diese gemeinsame Absichts-
erklärung kann jederzeit im Ein-
vernehmen zwischen den Unter-
zeichnern schriftlieh geändert
werden.

(3) Ein Unterzeichner, der aus
irgendeinem Grunde seine Teil-
nahme an der Aktion beenden
will, muß dem Generalsekretär
des Rates der Europäischen
Gemeinschaften diese Absicht
mindestens drei Monate vorher
schriftlich notifizieren.
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(4) Vermindert sich die Zahl
der Unterzeichner zu irgendei-
nem Zeitpunkt auf weniger als
vier, so prüft der Ausschuß die
dadurch entstandene Lage und
die Zweckmäßigkeit, diese
gemeinsame Absichtserklärung
durch Beschluß der Unterzeich-
ner für beendet zu erklären.

ABSCHNITT 4

(1) Diese gemeinsame Absichts-
erklärung liegt vom Zeitpunkt
der ersten Unterzeichnung an
gerechnet sechs Monate lang zur
Unterzeichnung durch die Regie-
rungen, die an der Ministerkonfe-
renz vom 22. und 23. November
1971 in Brüssel teilgenommen
haben, und durch die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft
sowie die Europäische Weltraum-
agentur auf.

Jede der in Unterabsatz 1
genannten Regierungen, die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft sowie die Europäische
Weltraumagentur kann sich an
der Aktion innerhalb des genann-
ten Zeitraums vorläufig beteili-
gen, ohne diese gemeinsame
Absichtserklärung unterzeichnet
zu haben.

(2) Nach Ablauf dieser Frist
von sechs Monaten werden
Anträge der in Absatz 1 genann-
ten Regierungen, der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft
oder der Europäischen Welt-
raumagentur, die die Unterzeich-
nung dieser gemeinsamen
Absichtserklärung zum Ziel
haben, von dem Ausschuß
geprüft, der für diese Unterzeich-
nung besondere Bedingungen
stellen kann.

(3) Jeder Unterzeichner kann
eine oder mehrere zuständige
Behörden oder Stellen beauftra-
gen, sowohl hinsichtlich der
Durchführung der Aktion als
auch hinsichtlich sich daraus
möglicherweise ergebender
Rechte und Pflichten in seinem
Namen tätig zu werden.

ABSCHNITT 5

(1) Der Generalsekretär des
Rates der Europäischen Gemein-
schaften teilt allen Unterzeich-
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nern den Zeitpunkt der Unter-
zeichnungen dieser gemeinsamen
Absichtserklärung sowie den
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens
mit und übermittelt ihnen alle im
Rahmen dieser gemeinsamen
Absichtserklärung bei ihm einge-
gangenen Informationen.

(2) Diese gemeinsame Absichts-
erklärung wird beim Generalse-
kretariat des Rates der Europäi-
schen Gemeinschaften hinterlegt.
Der Generalsekretär übermittelt
jedem Unterzeichner eine beglau-
bigte Abschrift.

Geschehen zu Brüssel am vier-
undzwanzigsten Juli neunzehn-
hundertachtzig.

ANHANG I

KOORDINIERUNG DER
AKTION

I.

1. Es wird ein Verwaltungsaus-
schuß — nachstehend „Aus-
schuß" genannt — eingesetzt, der
sich aus nicht mehr als zwei Ver-
tretern jedes Unterzeichners
zusammensetzt. Jeder Vertreter
kann erforderlichenfalls Sachver-
ständige oder Berater hinzuzie-
hen.

Die Teilnehmer an der Mini-
sterkonferenz vom 22. und 23.
November 1971 in Brüssel sowie
die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft und die Europäische
Weltraumagentur können sich
gemäß Abschnitt 4 Absatz 1
Unterabsatz 2 der gemeinsamen
Absichtserklärung vor ihrer
Unterzeichnung an der Arbeit des
Ausschusses beteiligen, ohne
jedoch stimmberechtigt zu sein.

2. Der Ausschuß sorgt für die
Koordinierung der Aktion und
befaßt sich insbesondere mit den
erforderlichen Maßnahmen für
folgendes:

a) Auswahl der Forschungsbe-
reiche auf der Grundlage
der in Anhang II vorgesehe-
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nen Forschungsbereiche
einschließlich etwaiger den
Unterzeichnern von den
zuständigen Behörden oder
Stellen unterbreiteter Ände-
rungsvorschläge; alle vor-
geschlagenen Änderungen
zu dem Aktionsrahmen
sind dem Technischen Aus-
schuß „Fernmeldewesen"
(COST) zur Stellungnahme
vorzulegen;

b) Beratung bei der Ausrich-
tung der Arbeit;

c) Erstellung ausführlicher
Pläne und Festlegung der
Methoden für die einzelnen
Phasen der Durchführung
der Aktion;

d) Verfolgung der von den
Unterzeichnern und in an-
deren Ländern durchge-
führten Forschungsarbei-
ten;

e) Austausch der Forschungs-
ergebnisse unter den Unter-
zeichnern, soweit dies mit
der angemessenen Wah-
rung der Interessen der
Unterzeichner, ihrer
zuständigen Behörden oder
Stellen und der For-
schungsvertragspartner hin-
sichtlich der geistigen
Schutzrechte und der dem
Geschäftsgeheimnis unter-
liegenden Fakten vereinbar
ist;

f) Erstellung und angemes-
sene Verteilung der für die
Unterzeichner und den
Technischen Ausschuß
„Fernmeldewesen" be-
stimmten jährlichen Zwi-
schenberichte sowie des
Schlußberichts;

g) Prüfung aller Probleme, die
bei der Durchführung der
Aktion auftreten können,
einschließlich derjenigen,
die sich aus etwaigen Son-
derbedingungen im Zusam-
menhang mit dem Beitritt
zu der gemeinsamen
Absichtserklärung im Fall
von Anträgen ergeben, die
später als sechs Monate
nach dem Tag der ersten
Unterzeichnung gestellt
werden.
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3. Die Sekretariatsgeschäfte des
Ausschusses werden auf Ersuchen
der Unterzeichner entweder von
der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften oder von
einem der Unterzeichner wahrge-
nommen.

II.

1. Die Unterzeichner fordern
die öffentlichen Forschungsinsti-
tutionen oder die Forschungsver-
tragspartner in ihren Hoheitsge-
bieten auf, ihren jeweils zuständi-
gen Behörden oder Stellen Vor-
schläge für die Forschungsarbeit
vorzulegen. Die nach diesen Ver-
fahren angenommenen Vor-
schläge werden dem Ausschuß
unterbreitet.

2. Die Unterzeichner fordern
ihre öffentlichen Forschungsinsti-
tutionen oder die Forschungsver-
tragspartner auf, den unter Num-
mer 1 genannten Behörden oder
Stellen — bevor der Ausschuß
einen Beschluß über einen Vor-
schlag faßt — die von ihnen frü-
her eingegangenen Verpflichtun-
gen sowie die gewerblichen
Schutzrechte mitzuteilen, die
ihrer Auffassung nach der Ver-
wirklichung der von den Unter-
zeichnern im Rahmen der
gemeinsamen Absichtserklärung
geplanten Vorhaben im Wege ste-
hen oder hinderlich sein könnten.

III.

1. Die Unterzeichner fordern
ihre öffentlichen Forschungsinsti-
tutionen oder Forschungsver-
tragspartner auf, periodische
Zwischenberichte über den Fort-
gang, der Arbeit sowie einen
Schlußbericht vorzulegen.

2. Diese Zwischenberichte sind
vertraulich und werden nur den
Vertretern der Unterzeichner im
Ausschuß zugeleitet. Die Schluß-
berichte, in denen die erzielten
Ergebnisse dargelegt sind, wer-
den einem wesentlich weiteren
Kreis — und zwar zumindest den
betroffenen öffentlichen For-
schungsinstitutionen oder betrof-
fenen Forschungsvertragspart-
nern der Unterzeichner —
zugänglich gemacht.
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IV.

1. Vorbehaltlich des innerstaat-
lichen Rechts wollen die Unter-
zeichner dafür Sorge tragen, daß
die Inhaber gewerblicher Schutz-
rechte und technischer Informa-
tionen, die sich aus Arbeiten erge-
ben, die bei der Durchführung
des ihnen nach Anhang II zuge-
wiesenen Teils der Aktion ausge-
führt wurden — im folgenden
„Forschungsergebnisse" genannt
—, auf Antrag eines anderen
Unterzeichners — im folgenden
„antragstellender Unterzeichner"
genannt — verpflichtet sind, die
Forschungsergebnisse zur Verfü-
gung zu stellen und dem antrag-
stellenden Unterzeichner oder
einem von ihm benannten Dritten
eine Lizenz zur Verwendung der
Forschungsergebnisse und des
damit verbundenen und für eine
solche Verwendung erforderli-
chen technischen Know-how zu
erteilen, wenn der antragstellende
Unterzeichner eine Lizenz benö-
tigt für die Ausführung

— einer Arbeit an der Aktion
oder

— seiner Pläne auf demselben
Gebiet, oder

— einer assoziierten europäi-
schen Aktion, die später
durchgeführt wird und an
der teilzunehmen sich alle
oder mehrere Unterzeich-
ner bereit erklären können.

Diese Lizenzen werden zu
angemessenen und vernünftigen
Bedingungen unter Beachtung
der kaufmännischen Grundsätze
gewährt.

2. Die Unterzeichner stellen
sicher, daß in jeden Vertrag, den
sie mit Forschungsvertragspart-
nern über Untersuchungs-, For-
schungs- und Entwicklungsarbei-
ten im Rahmen der Durchfüh-
rung der Aktion schließen, Klau-
seln aufgenommen werden, die
die Vergabe der unter Nummer 1
genannten Lizenzen vorsehen.

3. Die Unterzeichner bemühen
sich — indem sie insbesondere
sicherstellen, daß in die mit den



235. Stück — Ausgegeben am 16. Dezember 1982 — Nr. 597 2675

Forschungsvertragspartnern ge-
schlossenen Verträge Klauseln
aufgenommen werden — darum,
daß die unter Nummer 1
genannte Lizenz unter Beachtung
der kaufmännischen Grundsätze
zu angemessenen und vernünfti-
gen Bedingungen insoweit auf
nach Kapitel II Nummer 2 mitge-
teilte gewerbliche Schutzrechte
und früheres technisches Know-
how des Forschungsvertragspart-
ners ausgedehnt wird, als auf
andere Weise die Verwendung
der Forschungsergebnisse für die
unter Nummer 1 genannten
Zwecke nicht möglich ist. Wenn
ein Forschungsvertragspartner
einer solchen Ausdehnung nicht
zustimmen kann oder will, gibt
der Unterzeichner dem Ausschuß
vor Vertragsabschluß Gelegen-
heit, hiezu Stellung zu nehmen.
In diesem Fall erörtert der Aus-
schuß im Benehmen mit dem For-
schungsvertragspartner die Frage,
wie eine Einigung erzielt werden
kann.

4. Die Unterzeichner treffen die
erforderlichen Vorkehrungen,
um sicherzustellen, daß die Ein-
haltung der sich aus diesem Kapi-
tel ergebenden Verpflichtungen
durch eine spätere Übertragung
der Eigentumsrechte an den For-
schungsergebnissen nicht berührt
wird. Jede derartige Rechtsüber-
tragung ist dem Ausschuß mitzu-
teilen.

5. Beendet ein Unterzeichner
seine Teilnahme an der Aktion,
so behalten die Lizenzen zur Ver-
wendung der Forschungsergeb-
nisse, die dieser Unterzeichner
gemäß dieser gemeinsamen
Absichtserklärung anderen
Unterzeichnern gewährt hat oder
zu deren Gewährung er verpflich-
tet ist, oder die ihm von anderen
Unterzeichnern eingeräumt wur-
den und die sich auf die bis zum
Tage der Beendigung der Teil-
nahme des genannten Unter-
zeichners durchgeführten Arbei-
ten beziehen, auch nach diesem
Tage ihre Gültigkeit.

6. Die Bedingungen der Num-
mern 1 bis 5 gelten auch noch
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nach Ablauf dieser gemeinsamen
Absichtserklärung, und zwar für
gewerbliche Schutzrechte so
lange, wie diese weiter gelten,
und für ungeschützte Erfindun-
gen und technisches Know-how
so lange, bis diese anders als
durch eine Freigabe durch den
Lizenzinhaber Gemeingut wer-
den.

ANHANG II

ALLGEMEINE BESCHREI-
BUNG DER AKTION

1. Einleitung

Neuere Entwicklungen im
Satellitenfunkverkehr bei Fre-
quenzen über 10 GHz machen
deutlich, daß auch für die Pla-
nung von Satellitenübertragungs-
systemen bei diesen Frequenzen
in Europa eine ähnlich umfas-
sende, einheitliche Datenbasis
erforderlich ist.

Derzeit fallen immer mehr
Daten über die Ausbreitung auf
geneigten Strecken an, vor allem
durch die europäischen Satelliten
(OTS und SIRIO) sowie durch
radiometrische und Radarmes-
sungen. Bisher gibt es aber kein
zentralisiertes Verfahren zur
Sammlung und Auswertung all
dieser Ergebnisse und anderer
wichtiger Daten über die Wellen-
ausbreitung, mit deren Hilfe sich
für das europäische Gebiet allge-
mein gültige Schlußfolgerungen
ziehen ließen.

Entweder sind die bestehenden
Organisationen [zB Interim
Eutelsat, das Italienische Raum-
forschungs- und Fernmeldezen-
trum (CSTT), die Europäische
Weltraumagentur (ESA) und die
Europäische Rundfunkunion
(EBU)] einseitig an bestimmten
Anwendungen von Satelliten
interessiert oder ihnen fehlen die
geeigneten Strukturen für diese
Funktionen.

Daher müssen gemeinsame
europäische Bemühungen anlau-
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fen, um diesen Bedarf zu befriedi-
gen, und der geeignete Rahmen
dafür dürfte eine neue COST-
Aktion sein.

Die bei der früheren COST-
Aktion 25/4 erworbenen Fach-
kenntnisse sowie der leistungsfä-
hige Rahmen könnten auch für
diese Aufgabe erfolgreich genutzt
werden. Hervorstechendes Merk-
mal dieser Aktion war die Koor-
dinierung der im Rahmen der
COST-Aktion 25/4 überall in
Europa durchgeführten extensi-
ven Messungen der Funkwellen-
ausbreitung und der damit
zusammenhängenden meteorolo-
gischen Gegebenheiten sowie die
Vereinheitlichung der Verfahren
zum Vergleich der Ergebnisse.

2. Zielsetzung der Aktion

Mit der Aktion sollen die
Ergebnisse der europäischen
Tätigkeiten auf dem Gebiet der
Wellenausbreitung auf geneigten
Strecken bei Frequenzen über
10 GHz gesammelt und ausge-
wertet werden, um eine umfas-
sende einheitliche Datenbasis zu
schaffen, mit deren Hilfe sich
Modelle für das europäische
Gebiet entwickeln oder beurteilen
lassen. Diese Ausbreitungsmo-
delle dienen als Grundlage für die
Planung künftiger europäischer
Satellitenübertragungssysteme.

3. Umfang und Plan für die Tätig-
keiten im Rahmen der Aktion

Derzeit sammeln rund 40 Sta-
tionen die Ausbreitungswerte
über die Satelliten OTS und
SIRIO. Zusätzlich gibt es zahlrei-
che damit verbundene Einrich-
tungen wie Radiometer, Radarge-
räte und Regenmesser, die eben-
falls einschlägige Daten liefern.

Um das Ziel der Aktion zu
erreichen, sollen folgende Tätig-
keiten unternommen werden:

— Bedarfsfestlegung für die
Datenbasis, Harmonisie-
rung der Kriterien für die
Datensammlung und Fest-
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legung einheitlicher For-
mate für die Darstellung
der Daten;

— Datensammlung, Vertei-
lung und Prüfung;

— Einrichtung einer gemein-
samen verläßlichen Daten-
bank;

— Analyse der gesammelten
Daten und allgemeine
Erörterung der Ergebnisse
und Schlußfolgerungen.

4. Geeignete Form der Zusam-
menarbeit

Für die Zusammenarbeit sollen
die Unterzeichner im Ausschuß
durch Delegierte vertreten sein,
die folgende Aufgaben hätten:

— Sie sollen an Sitzungen des
Ausschusses teilnehmen
und Beiträge liefern; diese
Sitzungen finden normaler-
weise dreimal jährlich statt.

— Sie sollen aktiv an einem
Forschungsprogramm im
Rahmen der Zielsetzungen
und des Zeitplans der
Aktion teilnehmen.

— Sie sollen für die Verbin-
dung zwischen dem Aus-
schuß und ihren innerstaat-
lichen Forschergruppen
zuständig sein.

Die Sitzungen des Verwal-
tungsausschusses finden norma-
lerweise in Brüssel statt, doch
sind auch Sitzungen in den betei-
ligten Ländern geplant.

Durch die Teilnahme von
Sachverständigen anderer euro-
päischer oder internationaler
Organisationen wie EBU und
Interim Eutelsat gewährleistet der
Verwaltungsausschuß die Koor-
dinierung mit deren Tätigkeiten.

5. Veranschlagte Kosten für die
Tätigkeiten im Rahmen der
Aktion

Europa hat schon viel in die
beiden Satelliten OTS und SIRIO
und auch in die dazugehörigen
Ausrüstungen auf der Erde inve-
stiert. Ziel dieser Aktion muß es
demnach sein, daß die Europäer
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die vorhandenen Einrichtungen
voll nutzen.

Derzeit laufen in zahlreichen
Ländern schon rege Forschungs-
programme. Möglicherweise
möchten die Unterzeichner
jedoch von Zeit zu Zeit im Hin-
blick auf eine verstärkte Beteili-
gung an der Aktion zusätzliche
Mittel bereitstellen.

Auf alle Fälle sind für die
Arbeiten des Ausschusses Mittel
bereitzustellen. Dazu gehören
insbesondere:

— die Koordinierung der
Arbeiten in den einzelnen
Staaten,

— Ausarbeitung der Beiträge
zu den Sitzungen des Aus-
schusses,

— Reisekosten.

Im Durchschnitt werden die
Gesamtkosten für die Arbeit des
Ausschusses für jeden Unter-
zeichner auf 15000 Europäische
Rechnungseinheiten für Reisespe-
sen plus 1,5 Mannjahre für die
gesamte Laufzeit der Aktion ver-
anschlagt.

Die Ermächtigung zur Rücknahme des anläßlich der Unterzeichnung erklärten Vorbehaltes der Rati-
fikation wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; die
gemeinsame Absichtserklärung ist für Österreich am 15. Juli 1982 in Kraft getreten.

Weiters haben Belgien, die Bundesrepublik Deutschland (einschließlich „Land Berlin"), Dänemark,
die Europäische Weltraumorganisation, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, die Niederlande, Portugal,
Schweden und das Vereinigte Königreich die gemeinsame Absichtserklärung unterzeichnet.

Kreisky

598. Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik über

den nichtkommerziellen Zahlungsverkehr

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sind, geleitet von dem Wunsch, die Zusammen-
arbeit zwischen der Republik Österreich und der
Deutschen Demokratischen Republik auf dem
Gebiet des nichtkommerziellen Zahlungsverkehrs
zu fördern und in dem Bestreben, konsequent und
in vollem Umfang alle Prinzipien und Bestimmun-
gen der in Helsinki angenommenen Schlußakte zu
verwirklichen, übereingekommen, das vorliegende
Abkommen abzuschließen.

Ardkel 1

(1) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden
devisenrechtlichen Vorschriften werden die
Abkommenspartner die erforderlichen Bewilligun-
gen für nachfolgende Zahlungen nichtkommerziel-
len Charakters sowie hieraus entstandene Gutha-
ben, die nach dem 8. Mai 1945 begründet wurden,
erteilen:

a) Zahlungen, die sich aus dem Reise- und Tou-
ristenverkehr ergeben;

b) Zahlungen und Verrechnungen, die sich aus
der Zusammenarbeit zwischen Reisebüros
einschließlich der Jugendreisebüros beider
Staaten ergeben;
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c) Zahlungen im Rahmen des Kulturaustau-
sches und des Sportverkehrs zwischen beiden
Staaten;

d) Zahlungen im Rahmen der wissenschaftli-
chen Zusammenarbeit und des Austausches
von Wissenschaftlern;

e) Zahlungen von Prämien und Leistungen aus
Personen-, Sach-, KFZ- und Sozialversiche-
rungen;

f) Zahlungen für Urheberrechte und Verlagsli-
zenzen;

g) Zahlungen von Anwaltshonoraren, Nota-
riatsgebühren sowie Prozeß- und Gerichtsko-
sten;

h) Zahlungen von Mitgliedsbeiträgen für inter-
nationale Organisationen;

i) Zahlungen für gesetzliche Unterhaltsleistun-
gen;

j) Zahlungen für medizinische Betreuung ein-
schließlich Krankenhausaufenthalt;

k) Zahlungen im Zusammenhang mit der Aus-
stellung von Visa und Aufenthaltsgenehmi-
gungen sowie anderen aus vereinbarter kon-
sularischer Tätigkeit anfallenden Gebühren;

1) Zahlungen von anteiligen Löhnen und
Gehältern entsprechend den in bilateralen
Abkommen, Verträgen und Vereinbarungen
getroffenen Regelungen;

m) weitere Zahlungen nach Vereinbarung.

(2) Zahlungen kommerziellen Charakters regelt
das jeweils geltende zwischen den Abkommenspart-
nern abgeschlossene Handels- und Zahlungsab-
kommen.

Artikel 2

(1) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden
devisenrechtlichen Vorschriften werden die
Abkommenspartner die erforderlichen Bewilligun-
gen für die Überweisung weiterer Guthaben bei
Geld- und Kreditinstituten in den anderen Staat
erteilen, sofern die verfügungsberechtigten Perso-
nen ihren ständigen Wohnsitz in diesem Staat
haben.

(2) Diese Regelung findet keine Anwendung auf
Guthaben, die vor dem 8. Mai 1945 entstanden sind
einschließlich später entstandener Guthaben aus
Erlösen von vor dem 8. Mai 1945 bestandenen
Rechtstiteln sowie solchen Guthaben, die aus
Haus- und Grundstückserträgnissen herrühren.

Artikel 3

Die Überweisungen gemäß Artikel 2 dieses
Abkommens werden bis zur Höhe eines zwischen
den Finanzministerien beider Staaten jährlich zu
vereinbarenden Rahmenbetrages vorgenommen.

Artikel 4

Der Transfer von Guthaben bei Geld- und Kre-
ditinstituten in beiden Staaten berührt nicht die
gesetzlich geregelten Verfügungsmöglichkeiten,
wie sie auf der Grundlage devisenrechtlicher Vor-
schriften der Republik Österreich und der Deut-
schen Demokratischen Republik gewährt werden.

Artikel 5

Die Oesterreichische Nationalbank und die
Staatsbank der Deutschen Demokratischen Repu-
blik regeln die technische Durchführung des ver-
einbarten Transfers von Guthaben gemäß Artikel 2,
wobei beide Banken zur technischen Abwicklung
der Zahlungen eine Geschäftsbank beauftragen
können.

Artikel 6

Auftretende Fragen, die die Realisierung und
Anwendung dieses Abkommens betreffen, werden
im Rahmen von Konsultationen durch Vertreter
der Abkommenspartner geklärt.

Artikel 7

(1) Änderungen und Ergänzungen des vorliegen-
den Abkommens sind zwischen den Abkommens-
partnern zu vereinbaren und bedürfen der Schrift-
form.

(2) Dieses Abkommen tritt am 1. Jänner 1983 in
Kraft. Es wird für den Zeitraum von fünf Jahren
abgeschlossen. Seine Gültigkeitsdauer verlängert
sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn keiner der
Abkommenspartner das Abkommen drei Monate
vor Ablauf seiner Gültigkeitsdauer schriftlich kün-
digt.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens
tritt der Briefwechsel zum Langfristigen Handels-
und Zahlungsabkommen vom 11. November
1980*) hinsichtlich der unter lit. k, 1 und m genann-
ten Zahlungstitel außer Kraft.

Geschehen zu Berlin, am 23. November 1982 in
zwei Urschriften.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Dr. Hellmuth Strasser m. p.

Für die Regierung der Deutschen Demokratischen
Republik:

Ernst Hoefner m. p.

Kreisky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 20/1981


